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I. Arbeitsgericht Monchengladbach Urteil vom 12. Mai 2021
- 6 Ca 468/20 -
[I. Landesarbeitsgericht Dusseldorf Urteil vom 19. Januar 2022

- 12 Sa 705/21 -

Entscheidungsstichworte:

Aulerordentliche Kiindigung wegen Bedrohung - versehentlich falsche An-
gabe von Sozialdaten gegenliber dem Betriebsrat - Kenntnis des Gremi-
ums von den richtigen Daten



BUNDESARBEITSGERICHT

2 AZR 194/22
12 Sa 705/21
Landesarbeitsgericht
Dusseldorf

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
28. Februar 2023

URTEIL

Radtke, Urkundsbeamtin
der Geschaftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

Pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mindlichen Ver-
handlung vom 28. Februar 2023 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-
arbeitsgericht Prof. Dr. Koch, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Niemann
und Dr. Schltiinder sowie den ehrenamtlichen Richter Séller und die ehrenamt-

liche Richterin Schipp fur Recht erkannt:
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Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Dusseldorf vom 19. Januar 2022 - 12 Sa
705/21 - wird auf seine Kosten zurtuckgewiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten vorrangig tUber die Wirksamkeit einer aufl3erordent-

lichen Kindigung.

Der Klager war bei der Beklagten seit Mai 1998 als Busfahrer beschaftigt.
Zwischen den Parteien ist streitig gewesen, ob er den Personaldisponenten der
Beklagten und dessen Familie in einem Gesprach am 12. Februar 2020 bedroht
hat.

Die Beklagte horte den bei ihr gebildeten Betriebsrat mit Schreiben vom
24. Februar 2020 zu ihrer Absicht an, das Arbeitsverhaltnis des Klagers auler-
ordentlich, hilfsweise ordentlich zu kiindigen. Dabei gab sie versehentlich an, er
sei ledig und kinderlos. Dem Gremium war bekannt, dass der Klager verheiratet
ist und ein Kind hat. Am 25. Februar 2020 widersprach der Betriebsrat in einer
ausdrucklich als ,abschlieBend“ bezeichneten Stellungnahme den beabsichtig-

ten Kindigungen ua. unter Hinweis auf die Unterhaltspflichten des Klagers.

Mit Schreiben vom 26. Februar 2020, dem Klager am selben Tag zuge-
gangen, kundigte die Beklagte das Arbeitsverhaltnis der Parteien aul3erordentlich
fristlos, hilfsweise ordentlich. Zudem erklarte sie mit Schreiben vom 29. April
2020 - nach erneuter Anhorung des Betriebsrats - eine weitere ordentliche Kin-

digung.

Der Klager hat sich mit der vorliegenden Klage rechtzeitig gegen alle drei
Kdndigungen gewandt und ua. gemeint, die Kindigungen vom 26. Februar 2020

seien wegen der fehlerhaften Unterrichtung des Betriebsrats unwirksam.
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Der Klager hat beantragt

1. festzustellen, dass das Arbeitsverhaltnis zwischen
den Parteien weder durch die aul3erordentliche frist-
lose Kiindigung vom 26. Februar 2020 noch durch die
vorsorglich hilfsweise erklarte ordentliche Kindigung
zum 30. Juni 2020 aufgeldst wird;

2. die Beklagte zu verurteilen, ihn bis zur rechtskraftigen
Beendigung des Rechtsstreits als Busfahrer weiterzu-
beschaftigen;

3. festzustellen, dass das Arbeitsverhaltnis zwischen
den Parteien auch nicht durch die am 29. April 2020
erklarte ordentliche Kindigung zum 31. August 2020
aufgeldst wird.

Das Arbeitsgericht hat die Klage nach Vernehmung des Personaldispo-
nenten der Beklagten als Zeugen sowie informatorischer Anhdrung des Klagers
abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat dessen dagegen gerichtete Berufung

zuruckgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Klager seine Antrage weiter.

Entscheidungsgriinde

Die Revision ist unbegrindet. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung
des Klagers gegen das klageabweisende erstinstanzliche Urteil zu Recht zurlck-
gewiesen. Der gegen die aulderordentliche Kindigung vom 26. Februar 2020 ge-
richtete Klageantrag ist unbegrtindet. Die fristlose Kiindigung hat das Arbeitsver-

haltnis der Parteien mit ihrem Zugang beim Klager aufgeldst.

l. Das Landesarbeitsgericht hat ohne Rechtsfehler angenommen, dass fir
die innerhalb der Frist des § 626 Abs. 2 BGB erklarte auferordentliche Kundi-
gung ein wichtiger Grund iSv. § 626 Abs. 1 BGB gegeben ist.

1. Eine ernstliche Drohung des Arbeitnehmers mit Gefahren fur Leib oder

Leben ua. von Vorgesetzten oder Arbeitskollegen und/oder deren Verwandten
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(ErfK/Niemann 23. Aufl. BGB § 626 Rn. 86), fur die kein allgemeiner Rechtferti-
gungsgrund eingreift, kommt ,an sich“ als wichtiger Grund iSv. § 626 Abs. 1 BGB
in Betracht (BAG 29. Juni 2017 - 2 AZR 47/16 - Rn. 23, BAGE 159, 250).

2. Die Wurdigung des Berufungsgerichts, es bestiunden keine konkreten
Anhaltspunkte, die Zweifel iSv. § 529 Abs. 1 Nr. 1 ZPO an der Richtigkeit der
Feststellung des Arbeitsgerichts nach § 286 Abs. 1 ZPO begriindeten, der Klager
habe den Personaldisponenten der Beklagten, der funf Tage zuvor eine Abmah-
nung in seinen - des Klagers - Briefkasten eingeworfen hatte, in dem Gesprach
am 12. Februar 2020 bedroht mit den Worten ,lhr Ochsen, wenn ich noch einmal
einen von Euch vor meiner Haustur oder meinem Briefkasten sehe, werde ich
Euch schlagen, dann kann nicht mal die Polizei Euch helfen.” und ,Ochse, Du
musst in Zukunft auf Dich und Deine Familie achten.”, ist frei von revisiblen

Rechtsfehlern.

a) Das Landesarbeitsgericht hat alle in der Berufungs- und abermals in der
Revisionsbegrindung angesprochenen Umstande betreffend die Glaubwdurdig-
keit des Zeugen und die Glaubhaftigkeit von dessen Aussage (angebliche Zuge-
horigkeit des Personaldisponenten zum ,Arbeitgeberlager®, anderer Wortlaut der
Bekundungen gegenuber der Polizei und vermeintliches Ablesen seiner Aussage
vor dem Arbeitsgericht von einem Blatt) in seine Wirdigung einbezogen und wi-
derspruchsfrei sowie ohne Verletzung von Denkgesetzen oder Erfahrungssatzen
gewurdigt (zum Prifungsmal3stab vgl. BAG 5. Dezember 2019 - 2 AZR 240/19 -
Rn. 48). Die Revision setzt letztlich nur ihre eigene Wurdigung der Zeugenaus-
sage an die Stelle von derjenigen durch das Berufungsgericht. Einen Rechtsfeh-

ler zeigt sie damit nicht auf.

b) Die Revision wendet sich nicht gegen die zutreffende, im Einklang mit
der hochstrichterlichen Rechtsprechung (vgl. BGH 30. November 2010 - 1 SIR
509/10 - Rn. 6; 24. Juni 2003 - VI ZR 327/02 - Rn. 6 ff.;, BVerwG 31. Juli 2014
-2 B 20.14 - Rn. 9 ff.) stehende Annahme des Landesarbeitsgerichts, der Klager
sei nicht gegenbeweislich an einen ,Lugendetektor” (polygraphische Untersu-

chung mittels Kontrollfragentests) anzuschliel3en gewesen, weil es sich - auch im
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arbeitsgerichtlichen Verfahren - um ein vollig ungeeignetes Beweismittel han-

dele.

3. Ebenfalls frei von revisiblen Rechtsfehlern sind die jeweils von den zu-
treffenden Rechtssatzen ausgehenden Annahmen des Landesarbeitsgerichts,
es habe sich um ernstliche Drohungen gehandelt (vgl. BAG 29. Juni 2017
-2AZR 47/16 - Rn. 27, BAGE 159, 250), eine vorherige Abmahnung sei entbehr-
lich gewesen (vgl. BAG 20. Mai 2021 - 2 AZR 596/20 - Rn. 27, BAGE 175, 94)
und auch die weitere Interessenabwagung falle zulasten des Klagers aus (vgl.
BAG 13. Dezember 2018 - 2 AZR 370/18 - Rn. 29). Im Rahmen der revisions-
rechtlich nur beschrankt Uberpriufbaren Interessenabwagung (vgl. BAG 20. Mai
2021 - 2 AZR 457/20 - Rn. 32 f., BAGE 175, 83) hat es dem Klager seine Unter-
haltspflichten und eine als beanstandungsfrei unterstellte vorherige Beschafti-
gungszeit zugutegehalten, sodass es weder auf einen Bezug der Unterhalts-
pflichten zum Kindigungsvorwurf (vgl. BAG 2. M&drz 1989 -2 AZR 280/88 -
zu | 2 b dd der Griinde) noch auf die Berechtigung der ihm - dem Klager - erteil-

ten Abmahnungen ankam.

Il. Die aulderordentliche Kundigung ist nicht entsprechend § 102 Abs. 1

Satz 3 BetrVG wegen unzureichender Beteiligung des Betriebsrats unwirksam.

1. Die Beklagte hat das Gremium mit Schreiben vom 24. Februar 2020 zu
einer beabsichtigten fristlosen Kiindigung unter Angabe der aus ihrer Sicht in
dem Gesprach am 12. Februar 2020 erfolgten Drohungen durch den Klager und
unter Darstellung von dessen gegenteiliger Einlassung angehort. Das Gremium
hat dazu am 25. Februar 2020 ausdrticklich ,abschlieend” Stellung genommen.
Damit war das Anhoérungsverfahren vor Zugang der aul3erordentlichen Kindi-
gung abgeschlossen (vgl. BAG 25. Mai 2016 - 2 AZR 345/15 - Rn. 24, BAGE
155, 181).

2. Die Anhoérung ist nicht deshalb mangelhaft, weil die Beklagte im Anho-

rungsschreiben die Unterhaltspflichten des Klagers unzutreffend angegeben hat.

ECLI:DE:BAG:2023:280223.U.2AZR194.22.0 -6 -

14

15

16

17



-6 - 2 AZR 194/22

a) Nach der nicht mit einer zulassigen Verfahrensruge nach § 551 Abs. 3
Satz 1 Nr. 2 Buchst. b ZPO angegriffenen und deshalb gemaR § 559 Abs. 1 ZPO
fur den Senat bindenden Feststellung des Landesarbeitsgerichts erfolgte die
Falschangabe zu den Unterhaltspflichten des Klagers lediglich versehentlich. Da-
mit fehlt es an einer bewusst unrichtigen oder irrefiuhrenden Unterrichtung tUber
die Person des zu kindigenden Arbeitnehmers, die schon fur sich genommen
zur Unwirksamkeit der Klindigung fihren kénnte (vgl. BAG 16. Juli 2015 - 2 AZR
16/15 - Rn. 16, BAGE 152, 118).

b) Zudem waren dem Gremium der Familienstand des Klagers sowie des-
sen Unterhaltspflicht fur ein Kind ohne das Erfordernis eigener Nachforschungen
zuverlassig bekannt (vgl. BAG 5. Dezember 2019 -2 AZR 240/19 - Rn. 68;
17. Mérz 2016 - 2 AZR 182/15- Rn. 22, BAGE 154, 303). Der Betriebsrat ist
durch die abweichenden Angaben im Unterrichtungsschreiben nicht ,verunsi-
chert® worden. Vielmehr hat er den beabsichtigten Kindigungen gerade auch un-
ter Hinweis darauf widersprochen, dass der Klager verheiratet und einem Kind
unterhaltspflichtig sei. Dies belegt, dass ihm durch die versehentliche Falschan-
gabe durch die Beklagte im Unterrichtungsschreiben kein Einwand abgeschnitten
wurde. Er konnte aufgrund des bei ihm bestehenden Kenntnisstands sachge-
recht zur Kindigungsabsicht Stellung nehmen. Damit wurde den Zwecken des
Anhoérungsverfahrens uneingeschrankt gentigt, ohne dass es darauf ankame, ob
bei einer beabsichtigten verhaltensbedingten Kindigung die Sozialdaten des Ar-
beithnehmers Uberhaupt zu den ,,Grinden fur die Kindigung“ iSv. § 102 Abs. 1
Satz 2 BetrVG rechnen (dazu APS/Koch 6. Aufl. BetrVG § 102 Rn. 94a).

. Die - zwei - Kindigungsschutzantrage gegen die ordentlichen Kundigun-
gen vom 26. Februar 2020 und 29. April 2020 sowie der Weiterbeschaftigungs-
antrag fallen dem Senat nicht zur Entscheidung an. Bei den weiteren Kundi-
gungsschutzantragen handelt es sich um unechte Hilfsantrage fur den Fall, dass
die jeweils vorrangige(n) Kindigung(en) - wie nicht - fir unwirksam erachtet wer-
den sollten. Der Weiterbeschaftigungsantrag wird vom Klager zwar explizit als

Hauptantrag verfolgt, indes soll Gber ihn nicht mehr entschieden werden, wenn
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die Bestandsstreitigkeit rechtskraftig abgeschlossen ist. Das ist durch das Se-
natsurteil der Fall.

V. Der Klager hat nach § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten seiner erfolglosen Re-
vision zu tragen.

Koch Schliinder Niemann

Soller B. Schipp

ECLI:DE:BAG:2023:280223.U.2AZR194.22.0

21



	LS-Zettel - Abschrift (Kopie)
	Urteil (Zurückweisung) - pp-Fassung - Abschrift

